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Bebauungsplanverfahren Post-Areal

Neue Fassung der abwägungsrelevanten Vertragsinhalte

Stand Mai 2024

Im Rahmen der erneuten Auslegung, der abwägungsrelevanten 
Vertragsinhalte, können nur Stellungnahmen zu den geänderten 
abwägungsrelevanten Vertragsinhalten abgegeben werden. 

Die geänderten abwägungsrelevanten Vertragsinhalte befinden sich
innerhalb folgender Punkte:

Gestaltung des öffentlich zugänglichen Raums – Wegfall von 
Vertragsinhalten
Erschließung – Wegfall von Vertragsinhalten
Wegfall der Anlage 6 und 7 zum städtebaulichen Vertrag

Abwägungsrelevante Inhalte des städtebaulichen Vertrags zum 
Bebauungsplan Post-Areal
zwischen der Stadt Böblingen und der BBG Böblinger Baugesellschaft mbH

Vorbemerkungen

Das Postareal südlich des Bahnhofs Böblingen steht nach Aufgabe der Nutzung durch 
die Post ab Mitte 2023 für eine städtebauliche Entwicklung zur Verfügung. Es befindet 
sich an einer Schlüsselstelle zwischen dem Bahnhof und der Fußgängerzone und 
eignet sich in dieser prägnanten Eingangssituation in die Böblinger Unterstadt, eine 
Aufwertung des Böblinger Stadtzentrums zu erreichen. Grundlage der städtebaulichen 
Entwicklung ist das Ergebnis des städtebaulichen Wettbewerbs der BBG, welcher 
unter Einbeziehung der IBA27 und Bürgervertreterinnen entschieden wurde. Das 
Bauvorhaben ist als IBA27-Projekt gelistet, unterliegt den Zielsetzungen der IBA.

Stadt und BBG streben gemeinsam eine neue städtebauliche Entwicklung auf dem 
ehemaligen Postareal an. Es soll eine verträgliche innerstädtische Nutzungsmischung 
mit lebendigen Erdgeschossnutzungen entstehen; diese soll mit dem Ausbau des 
Wohnungsangebotes in der Innenstadt einhergehen.

Beabsichtigt ist deswegen, in den unteren Stockwerken unterschiedliche Räume und 
Nutzungen, wie beispielsweise Gastronomie, Handel und Büros anzusiedeln. Darüber 
sollen sich Wohnungen für unterschiedliche Bedürfnisse und Lebenslagen 
anschließen. Darüber hinaus sollen öffentliche Nutzungen wie Bibliothek, 
Volkshochschule, Infopoint und eine Stadtlobby auf dem Areal untergebracht werden.
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Gegenstand der städtebaulichen Planung und Entwicklung ist außerdem ein Freiraum- 
und Grünordnungskonzept, das sicherstellt, dass das neu zu entwickelndem Quartier 
fußgängerfreundliche neue, ebenerdige Wegeverbindungen und attraktive 
Aufenthaltsräume in Kombination mit den angesprochenen Nutzungen im 
Erdgeschoss aufweist. 

Vertragsgebiet 

Das Vertragsgebiet des städtebaulichen Vertrages umfasst die Grundstücke Fl. St. Nr. 
2432, 2417 und 2417/1, die im Eigentum des Vorhabenträgers stehen; es ist im 
Lageplan Anlage 1 zu diesem Vertrag mit roter unterbrochener Linie markiert. 

Planungsrechtliche Grundlagen und Verfahren 

Das Vertragsgebiet liegt im Geltungsbereich des rechtskräftigen Bebauungsplans 
„Bebauungsplanänderung Bahnhof-, Karl-, Tal- und Wilhelmstraße“, der am 
11.11.1966 rechtskräftig wurde. Dieser Bebauungsplan lässt die im Rahmen der 
Umnutzung des Post-Areals angestrebte bauliche Nutzung nicht zu. Stadt und BBG 
sind sich darin einig, diesen Bebauungsplan mit dem Ziel der Zulassung der 
angestrebten baulichen Nutzung zu ändern. 

[Hinweis: Den Vertragspartner ist bekannt, dass der Gemeinderat der Stadt Böblingen 
bei der Abwägung im Bebauungsplanverfahren durch diesen Vertrag keinerlei 
vertraglichen Bindungen oder sonstigen Verpflichtungen unterworfen ist.] 

Rahmenbedingungen für die Bauleitplanung 

Maß der baulichen Nutzung: 
Maßgeblich für die Festsetzung des Maßes der baulichen Nutzung ist für die Planung 
des Bauteils A der Siegerentwurf zum Postareal des Büros Gutiérrez – De la Fuente 
Arquitectos SLP Madrid in Zusammenarbeit mit UTA Architekten und Stadtplaner 
GmbH, Stuttgart, Anlage 2 zu diesem Vertrag, für Bauteil B die Planung von 
STEINHOFF/HAEHNEL, Architekten GmbH, Stuttgart, Anlage 3 zu diesem Vertrag 
und für den Bauteil C die Planung von studio 2020 Matzat Henkel GbR, Berlin, Anlage 
4 zu diesem Vertrag. Die aktuell vorgesehenen öffentlichen Nutzungen Bibliothek, 
Volkshochschule, Infopoint, Stadtlobby und Toilette für alle werden im Bauteil B 
untergebracht. 

Fassadengestaltung: 
Vorhabenträger und Stadt sind sich darin einig, dass sich die Fassadengestaltung an 
den Vorschlägen im vorgehenden Abschnitt Maß der baulichen Nutzung genannten 
Entwürfe des Siegerentwurfs des städtebaulichen Wettbewerbs bzw. der weiteren dort 
aufgezählten Architekturbüros zu orientieren hat. Technische und architektonische 
Anpassungen der Entwürfe (z.B. aus Gründen erforderlichen Schallschutzes oder mit 
Rücksicht auf Grundrisse) sind zulässig. Wesentliche, nicht nur konstruktiv oder 
architektonisch bedingte Änderungen sind vor der Ausführung mit der Stadt 
abzustimmen. 
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Gestaltung des öffentlich zugänglichen Raums: 
Der Vorhabenträger verpflichtet sich, bei der Gestaltung öffentlich zugänglicher 
Flächen im Vertragsgebiet die städtische Richtlinie über die Gestaltung privater 
Möblierungen in der Gastronomie im öffentlichen Straßenraum in der jeweils aktuellen 
Fassung einzuhalten. Die aktuelle Fassung dieser Richtlinie ist diesem Vertrag als 
Anlage 5 beigefügt.  

Erschließung: 
Das Vertragsgebiet befindet sich südlich des Bahnhofs im innerstädtischen Bereich 
und wird begrenzt durch die Talstraße, die Bahnhofstraße, die Wilhelmstraße und die 
Karlstraße, die das Vertragsgebiet zugleich straßenmäßig erschließen.  

Die Andienung des Quartiers darf nur ausgehend von der Karlstraße und der 
Wilhelmstraße erfolgen. Anlieferungen im Bereich des Quartiersplatzes an der 
Bahnhofstraße sind nicht zulässig. Ausnahmen kann das städtische Ordnungsamt in 
begründeten Einzelfällen zulassen. Die Zufahrt für Rettungsfahrzeuge ist zulässig. 

KfZ- und Fahrradstellplätze sind innerhalb des Vertragsgebiets maßgeblich nach den 
Festsetzungen des Bebauungsplans bereit zu stellen.  

Zu den Pflichten des Vorhabenträgers gehört auch die ordnungsgemäße 
Wiederherstellung während der Baumaßnahmen zerstörter oder beschädigter 
Anlagen und Einrichtungen der Stadt auf eigene Kosten und eigene Rechnung. Im 
Zuge der Wiederherstellung von Anlagen und Einrichtungen im Bereich der 
Bahnhofstraße sind der dort vorhandene Ausbaustandard und die dort verwendeten 
Materialien maßgeblich bzw. zu verwenden. Während der Bauphase beschädigte oder 
entfernte Baumpflanzungen sind vom Vorhabenträger nach Abschluss der 
Bauarbeiten wieder herzustellen bzw. zu ersetzen. Baumpflanzungen im Bereich des 
Klimawäldchens werden als Ersatzpflanzungen für im Zuge der Bauarbeiten 
abgehende Pflanzungen anerkannt. 

Der Umgang mit Bestandspflanzungen sowie die zukünftige Begrünung des Quartiers 
werden im Bebauungsplan geregelt. Der Vorhabenträger verpflichtet sich, die 
Pflanzgebote und Pflanzbindungen des Bebauungsplans einzuhalten und die 
vorgesehene Bepflanzung spätestens bis zur Bezugsfertigkeit der Hochbauten 
fertigzustellen. Bestandteil dieser Verpflichtung ist auch die Anwuchs- und 
Fertigstellungspflege der Bepflanzung für mindestens 3 Vegetationsperioden ab 
Anlegung der Bepflanzung. 

Der Vorhabenträger verpflichtet sich, mit der Stadt den Umgang mit Bestandsleitungen 
im Umfeld des Vorhabens zu klären und abzustimmen. Inhalt dieser Abstimmung ist 
auch die Umverlegung von Leitungen während der Bauzeit oder dauerhaft, soweit 
erforderlich. Der Bereich des Klimawäldchens ist mit Ausnahme der dort 
vorgesehenen Zisterne samt deren Zu- und Ableitungen sowie der Leitungen zur 
Stromversorgung der Pumpen der Zisterne von Leitungen freizuhalten. Weitere 
Leitungen im Bereich des Klimawäldchens und der Platzgestaltung sind nur nach 
vorheriger Abstimmung mit der Stadt zulässig. 



4 

Die nach den Festsetzungen des Bebauungsplans vorgesehenen Baumstandorte sind 
bei der Planung von Leitungsführungen sowie der Planung der Andienung der 
Baukörper zu berücksichtigen. Die Baumpflanzungen mit Ausnahme der Pflanzungen 
im Klimawäldchen sind Sache der Stadt und werden auf deren Kosten durchgeführt. 

Der Vorhabenträger verpflichtet sich, den für die Allgemeinheit zugänglichen 
Quartiersinnenraum sowie die Passagen mit Halterungen für die abgehängte 
Beleuchtung (Lichtringe) nach Abstimmung mit der Stadt auszustatten. Soweit 
Halterungen nicht an den Gebäuden angebracht werden können, sind entsprechende 
Masten aufzustellen. Diese Vorgaben zur Beleuchtung finden keine Anwendung für 
das sog. Klimawäldchen, für das eine gesonderte Beleuchtung geplant ist. 

Der Vorhabenträger ist bereit, das Kunstrelief des ehemaligen Postgebäudes auf 
eigene Kosten und eigene Rechnung an geeigneter Stelle in die Fassade des 
Baukörpers B zu integrieren. 



Vertragsgebiet 20.07.2023

Anlage 1 zum
 städtebaulichen Vertrag



Anlage 2 zum städtebaulichen Vertrag



 

Anlage 3 zum städtebaulichen Vertrag



 

Anlage 4 zum städtebaulichen Vertrag



Anlage 5 zum städtebaulichen Vertrag














